
 
 
 
 
 

Auszüge aus den Hochschulgesetzen 
Verankerung der Lehrendenmobilität: Lehre 

im Kontext der Internationalisierung 
 

für  
Saarland 

 
Stand: 14.10.2024 

 
 
Herausgegeben von der Hochschulrektorenkonferenz (HRK) 
HRK ADVANCE – Governance und Prozesse der Internationalisierung optimieren 
Ahrstraße 39, 53175 Bonn 
Tel.: 0228 / 887-0 
Fax: 0228 / 887-210 
advance@hrk.de 
www.hrk.de/advance 
 
Die Hochschulrektorenkonferenz (HRK) übernimmt keine Haftung für die in diesem Dokument dargestellten In-
halte sowie für deren Vollständigkeit oder Aktualität. Alle Inhalte sind allgemeiner Natur. Sie stellen lediglich eine 
vergleichende Übersicht und keine rechtsverbindliche Auskunft dar und können im Einzelfall auch nicht die Aus-
kunft von Fachleuten ersetzen. 
 
 
 

 
 
 
 
  



Auswertung der Hochschulgesetze zum Thema 
Lehre im Kontext der Internationalisierung 
Stand: 14.10.2024 
 

2 
 

1. Hochschulaufgaben und Dienstaufgaben des Lehrpersonals mit 
ausdrücklichem Bezug zum Handlungsfeld Internationalisierung und 
potenzieller Relevanz im Kontext der Dozentenmobilität ................................... 3 

2. Berücksichtigung(sfähigkeit) von Lehre im Ausland im Rahmen der 
Lehrverpflichtung ................................................................................................ 7 

3. Potenzielle Anknüpfungspunkte im Nebentätigkeitsrecht ................................... 8 
 

  



Auswertung der Hochschulgesetze zum Thema 
Lehre im Kontext der Internationalisierung 
Stand: 14.10.2024 
 

3 
 

1. Hochschulaufgaben und Dienstaufgaben des Lehrpersonals mit ausdrück-
lichem Bezug zum Handlungsfeld Internationalisierung und potenzieller 
Relevanz im Kontext der Dozentenmobilität 

 
§ 3 SHSG1 Aufgaben 
[…] 
(9) 1Die Hochschulen wirken bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben mit anderen 
Hochschulen und mit anderen staatlichen und staatlich geförderten Forschungs- und 
Bildungseinrichtungen zusammen. 2Sie fördern die regionale sowie die internatio-
nale, insbesondere die europäische Zusammenarbeit im Hochschulbereich und den 
Austausch zwischen deutschen und ausländischen Hochschulen und können zu die-
sem Zweck Vereinbarungen schließen, über die die für die Wissenschaft zuständige 
oberste Landesbehörde zu unterrichten ist. 3Zur bestmöglichen Nutzung der verfüg-
baren Ressourcen wirken sie insbesondere mit den Hochschulen sowie den For-
schungs- und Bildungseinrichtungen in der Region Saarland-Lothringen-Luxem-
burg-Trier-Westpfalz-Wallonien zusammen. 4Das Zusammenwirken nach den Sät-
zen 1 bis 3 ist von den Hochschulen zur Erfüllung ihrer durch gemeinsame spezifi-
sche öffentliche Interessen bestimmten Aufgaben sicherzustellen; die Einzelheiten 
der Zusammenarbeit bei hoheitlichen Aufgaben, zu der sie berechtigt und verpflich-
tet sind, können im Falle eines umsatzsteuerrechtlich relevanten Leistungsaus-
tauschs durch Rechtsverordnung der für die Wissenschaft zuständigen obersten 
Landesbehörde in Verbindung mit einem zwischen den Kooperationspartnern zu 
schließenden öffentlich-rechtlichen Vertrag konkretisiert werden. 5Die Hochschulen 
fördern die Internationalisierung von Studium und Forschung und können dafür Mit-
tel Dritter einwerben. 6Die Hochschulen berücksichtigen die besonderen Bedürfnisse 
ausländischer Studierender. 
[…] 
 
§ 9 SHSG Hochschulentwicklungsplanung 
(1) 1Die Hochschule beschließt in der Regel alle vier Jahre unter Berücksichtigung 
der Qualitätsbewertungen nach § 8 und des Landeshochschulentwicklungsplans 
über den Struktur- und Entwicklungsplan der Hochschule unter besonderer Berück-
sichtigung eines international orientierten und regional abgestimmten Lehr- und For-
schungsangebots im gegebenen finanziellen Rahmen. 2Die Planungen erstrecken 
sich insbesondere auf Personal und Ressourcen, die Errichtung, Änderung oder Auf-
hebung von Studiengängen, Fakultäten und zentralen wissenschaftlichen Einrich-
tungen, die Studienplatzkapazität, Forschungsschwerpunkte, Wissens- und Techno-
logietransfer, Maßnahmen zur Qualitätssicherung und die Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses. 
[…] 
 
§ 10 SHSG Ziel- und Leistungsvereinbarungen 
[…] 
(2) 1Die Ziel- und Leistungsvereinbarungen legen Ziele für die Aufgabenbereiche der 
Hochschule fest, die insbesondere über die angestrebte Zahl der Studienplätze und 
der Absolventinnen und Absolventen in den einzelnen Studiengängen, die Verfahren 
der Qualitätssicherung von Forschung, Studium und Lehre, die Ziele bei der Förde-
rung des wissenschaftlichen Nachwuchses, des Wissens- und Technologietransfers, 
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der Einwerbung von Drittmitteln und der Herstellung der Chancengleichheit sowie 
für die Kooperation der Hochschule mit in- und ausländischen Hochschulen und wis-
senschaftlichen Einrichtungen konkretisiert werden können. 2Die Ziel- und Leis-
tungsvereinbarungen legen die Entwicklung der Hochschule, insbesondere die For-
schungsschwerpunkte sowie die Einrichtung, Änderung und Aufhebung von Studi-
engängen und deren Finanzierung im Rahmen von Globalhaushalten, fest. 3Die Ziel- 
und Leistungsvereinbarungen regeln das Verfahren zur Feststellung des Errei-
chungsgrads der Ziele und die sich aus dem jeweiligen Zielerreichungsgrad erge-
benden Folgen. 
[…] 
 
§ 18 SHSG Präsidium 
(1) 1Das Präsidium leitet die Hochschule. 2Ihm gehören die Präsidentin/der Präsident 
als Vorsitzende/Vorsitzender, die hauptamtliche Vizepräsidentin/der hauptamtliche 
Vizepräsident und für die Universität drei, für die Fachhochschule zwei nebenamtli-
che Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten an. 3Die Präsidentin/Der Präsident be-
stimmt die Geschäftsverteilung innerhalb des Präsidiums und legt Richtlinien für die 
Geschäftsführung fest. 4Innerhalb ihres/seines Geschäftsbereichs entscheidet jede 
Vizepräsidentin/jeder Vizepräsident selbstständig. 5Die Geschäftsbereiche decken 
insbesondere die Aufgabengebiete Studium, Lehre, Forschung, Wissens- und Tech-
nologietransfer sowie Internationales ab. 6Bei Entscheidungen des Präsidiums kann 
die Präsidentin/der Präsident nicht überstimmt werden. 
[…] 
 
§ 31 SHSG Kooperationsplattformen 
(1) 1Die Hochschulen errichten zur kooperativen Erfüllung von Aufgaben in For-
schung, Lehre, Studium, Wissens- und Technologietransfer, Weiterbildung, Interna-
tionalisierung und der praktischen Dienste hochschulübergreifende Organisations-
einheiten (Kooperationsplattformen), insbesondere gemeinsame Studiengänge, 
wissenschaftliche Einrichtungen und Betriebseinheiten. 2Regelungen zu Organisa-
tion, Aufgaben und Finanzierung der Kooperationsplattform werden durch Vereinba-
rung der Präsidien nach Anhörung der Senate getroffen. 3Die Präsidentinnen und 
Präsidenten können der Leiterin/dem Leiter der Kooperationsplattform ihre Dienst-
vorgesetzten- und Arbeitgeberbefugnisse übertragen, soweit dies zur ordnungsge-
mäßen Erfüllung der Aufgaben zweckmäßig ist. 4Die Errichtung gemeinsamer Or-
gane, die an die Stelle der entsprechenden Organe der beteiligten Hochschulen tre-
ten, oder die Ermöglichung einer Zweitmitgliedschaft in einer der beteiligten anderen 
Hochschulen bedürfen der Regelung in den jeweiligen Grundordnungen der Hoch-
schulen. 
(2) 1Für das Zusammenwirken der Hochschulen mit Hochschulen anderer Länder 
und mit anderen staatlichen oder staatlich geförderten Forschungs- und Bildungs-
einrichtungen gilt Absatz 1 entsprechend. 2Die Regelungen über den Abschluss län-
derübergreifender oder internationaler Vereinbarungen und Abkommen bleiben un-
berührt. 
[…] 
 
§ 38 SHSG Deutsch-Französisches Hochschulinstitut 
(1) Das Deutsch-Französische Hochschulinstitut (DFHI) ist eine Einrichtung der 
Fachhochschule. 
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(2) Das Deutsch-Französische Hochschulinstitut verfolgt insbesondere folgende 
Ziele: 
1. die Koordination der vollintegrierten Deutsch-Französischen Studiengänge, 
2. die Gewährleistung der Vollintegration der fachwissenschaftlichen Ausbildung 

durch gemeinsame Lehrveranstaltungen für deutsche und französische Studie-
rende, 

3. die begleitende Sprachausbildung in Deutsch, Französisch, Englisch und weite-
ren Weltsprachen, 

4. die interkulturelle Ausbildung, 
5. das Angebot mehrsprachiger Vorlesungen unabhängig vom Studienort, 
6. die Querschnittsorientierung durch fachübergreifende Studienangebote sowie 
7. die Entwicklung grenzüberschreitender deutsch-französischer Forschungs- und 

Transferaktivitäten in enger Abstimmung mit den Fakultäten und dem Präsidium. 
(3) 1Zu diesem Zweck ist das Deutsch-Französische Hochschulinstitut insbesondere 
verantwortlich für die Planung und Organisation im Zusammenwirken der Fakultä-
ten, die Beratung und Unterstützung der Studierenden bei der Studienverlaufspla-
nung, der Planung und Durchführung der Praktika, der durch den Studienverlauf 
notwendig werdenden Wohnungswechsel sowie bei der Beantragung von Stipen-
dien- und Fördermitteln. 2Das Deutsch-Französische Hochschulinstitut wirkt an der 
Bewertung von Studium und Lehre gemäß § 8 mit. 
(4) Bei Berufungen, die die Lehrgebiete der vollintegrierten Studiengänge wesentlich 
betreffen, ist das Deutsch-Französische Hochschulinstitut berechtigt, eine Vertrete-
rin/einen Vertreter in die Berufungskommission zu entsenden. 
(5) 1Die spezifischen Studien- und Prüfungsordnungen der vollintegrierten Studien-
gänge werden als Anlagen zur Allgemeinen Studien- und Prüfungsordnung von den 
Fakultäten im Benehmen mit dem Deutsch-Französischen Hochschulinstitut erlas-
sen. 2Dabei ist die Mindestanzahl der Auslandssemester und der Praxissemester 
außerhalb des eigenen Sprachraumes zu regeln. 3Studienleistungen, die im Rah-
men des vollintegrierten Studienganges an einer Partnerhochschule erbracht wer-
den, werden anerkannt. 4Die Anerkennung von Studienleistungen im Übrigen richtet 
sich nach § 65. 
(6) 1Die Direktorin/Der Direktor wird von der Präsidentin/dem Präsidenten eingesetzt 
und leitet das Deutsch-Französische Hochschulinstitut. 2Sie/Er ist zuständig für alle 
Angelegenheiten des Deutsch-Französischen Hochschulinstituts, soweit dieses Ge-
setz nichts anderes bestimmt. 3Die Geschäfte der laufenden Verwaltung werden von 
der Geschäftsstelle wahrgenommen. 4Die dem Deutsch-Französischen Hochschu-
linstitut zugewiesenen Mittel werden durch das Präsidium im Benehmen mit dem 
Deutsch-Französischen Hochschulinstitut verteilt, soweit nicht nach § 27 Absatz 1 
Satz 7 Nummer 2 die Verteilung der Mittel dem Dekanat zugewiesen ist; in diesem 
Fall sollen die Vorschläge der Dekanate zur Verteilung der Mittel und Stellen, die die 
integrierten Studiengänge wesentlich betreffen, im Benehmen mit dem Deutsch-
Französischen Hochschulinstitut erfolgen. 5Die Präsidentin/Der Präsident benennt 
für die Studienrichtungen jeweils eine Studienleiterin/einen Studienleiter. 6Das 
Deutsch-Französische Hochschulinstitut bildet für jede Studienrichtung einen Fach-
beirat aus der Studienleiterin/dem Studienleiter, drei Professorinnen und Professo-
ren für jeden Studiengang sowie je einer/einem Studierenden aus den beteiligten 
Partnerländern. 7Das Deutsch-Französische Hochschulinstitut entsendet auf der 
Grundlage der Kooperationsabkommen zwischen den Partnerhochschulen Vertrete-
rinnen und Vertreter in die internationalen Gremien. 
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(7) Das Nähere regelt eine Ordnung der Fachhochschule, die der Zustimmung der 
für die Wissenschaft zuständigen obersten Landesbehörde bedarf. 
 
§ 74 SHSG Koordination der Forschung 
(1) 1Das Präsidium koordiniert Forschungsschwerpunkte und Forschungsvorhaben. 
2Hierbei sind Programme zur regionalen, überregionalen und internationalen Aufga-
benteilung und Zusammenarbeit im Bereich der Forschung zu berücksichtigen. 3Die 
Hochschule arbeitet im Bereich der Forschung mit anderen Hochschulen, For-
schungseinrichtungen und sonstigen wissenschaftlichen Einrichtungen einschließ-
lich der Einrichtungen der überregionalen und internationalen Forschungsplanung 
und Forschungsförderung auf der Grundlage vertraglicher Vereinbarungen zusam-
men. 
[…] 
 
§ 84 SHSG Staatliches Mitwirkungsrecht 
[…] 
(4) Die für die Wissenschaft zuständige oberste Landesbehörde kann nach Anhö-
rung der Hochschule die Programme bestimmen, die für die regionale, überregionale 
und internationale Aufgabenteilung und Zusammenarbeit in Forschung, Lehre und 
Studium bei der Einrichtung von Studiengängen und bei der Bildung von Schwer-
punkten der Forschung zu berücksichtigen sind. 
[…] 
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2. Berücksichtigung(sfähigkeit) von Lehre im Ausland im Rahmen der Lehr-
verpflichtung 

 
§ 10 LVVO2 Ermäßigungen an der Universität des Saarlandes und der Hoch-
schule für Technik und Wirtschaft des Saarlandes 
[…] 
(9) Zur Wahrnehmung von wissenschaftlichen oder wissenschaftsbezogenen Aufga-
ben im öffentlichen Interesse außerhalb der Hochschule, die die Ausübung einer 
Lehrtätigkeit ganz oder teilweise ausschließen, kann die Lehrverpflichtung für die 
Dauer der Wahrnehmung dieser Aufgaben ganz oder teilweise ermäßigt werden. 
[…] 
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3. Potenzielle Anknüpfungspunkte im Nebentätigkeitsrecht 
 
Hinweis: Lehre außerhalb der eigenen Hochschule gehört regelmäßig nicht zum 
Hauptamt, sondern wird im Rahmen einer Nebentätigkeit wahrgenommen. Das gilt 
auch für die Lehre an ausländischen Hochschulen. Der normative Rahmen für Ne-
bentätigkeiten ergibt sich aus dem Beamten- und Nebentätigkeitsrecht des jeweili-
gen Landes. Einschlägige Regelungen finden sich gelegentlich im Hochschulgesetz, 
typischerweise im Beamtengesetz, in der (allgemeinen) Nebentätigkeitsverordnung 
und meist in einer speziellen Nebentätigkeitsverordnung für den Hochschulbereich. 
In diesen Vorschriften wird das Thema der Lehre im Ausland allerdings kaum oder 
gar nicht explizit angesprochen. 
Im Folgenden werden daher die Normen aus den vorgenannten Regelungen (im 
Saarland: SHSG, SBG, NtVO und HSNtVO) aufgeführt, die (auch) für die Lehre im 
Ausland potenziell von Bedeutung sein können. 
 
§ 48 SHSG Nebentätigkeit 
(1) Zur Übernahme einer Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst sind Hochschullehre-
rinnen und Hochschullehrer nur insoweit verpflichtet, als die Nebentätigkeit in unmit-
telbarem Zusammenhang mit ihrer Forschungs- und Lehrtätigkeit steht. 
(2) 1Das beamtete hauptberufliche wissenschaftliche Personal hat Nebentätigkeiten 
im Sinne des § 84 des Saarländischen Beamtengesetzes vom 11. März 2009 
(Amtsbl. S. 514), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Juni 2015 
(Amtsbl. I S. 455), vor der Aufnahme der obersten Dienstbehörde schriftlich oder 
elektronisch anzuzeigen. 2In der Anzeige sind Angaben über Gegenstand, Art und 
Zeitaufwand der Tätigkeit zu machen. 3Die Dekanin/Der Dekan oder das sonst zu-
ständige Organ der Einrichtung, an der die Hochschullehrerin/der Hochschullehrer 
tätig ist, ist dazu zu hören, ob durch die Wahrnehmung der Nebentätigkeit Dienst-
aufgaben beeinträchtigt werden. 
(3) 1Die zur Ausführung der Absätze 1 und 2 sowie der §§ 84 bis 91 des Saarländi-
schen Beamtengesetzes erforderlichen Vorschriften über die Nebentätigkeit des wis-
senschaftlichen beamteten Personals erlässt die für die Wissenschaft zuständige 
oberste Landesbehörde durch Rechtsverordnung nach Anhörung der Hochschulen. 
2Die Rechtsverordnung kann insbesondere Regelungen vorsehen zu 
1. der Abgrenzung der Dienstaufgaben von Nebentätigkeiten, 
2. der Bestimmung von Tätigkeiten als öffentlicher Dienst oder diesem gleichste-

hende Tätigkeiten, 
3. der Vergütung und der Ablieferungspflicht bei Nebentätigkeiten, insbesondere 

ob und inwieweit die Beamtin/der Beamte für eine im öffentlichen Dienst ausge-
übte oder auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung der/des Dienstvorgesetz-
ten übernommene Nebentätigkeit eine Vergütung erhält und ob, inwieweit und 
an wen die Beamtin/der Beamte eine Vergütung, die sie/er für solche Nebentä-
tigkeiten oder für eine ihr/ihm mit Rücksicht auf ihre/seine dienstliche Stellung 
übertragene Nebentätigkeit erhalten hat, abzuliefern hat, 

4. dem Verfahren zur Genehmigung der Inanspruchnahme von Einrichtungen, Per-
sonal und Material des Dienstherrn, dem Ausmaß und den Voraussetzungen der 
Inanspruchnahme sowie dem zu entrichtenden Nutzungsentgelt, wobei das Ent-
gelt pauschaliert in einem Vomhundertsatz des aus der Nebentätigkeit erzielten 
Bruttoeinkommens festgelegt werden kann, 
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5. der entsprechenden Anwendung der Abgabenordnung auf abzuliefernde Vergü-
tung und das für Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal und Material 
des Dienstherrn zu entrichtende Entgelt und 

6. dem Anzeigeverfahren. 
 
§ 1 SGB3 Geltungsbereich 
(1) 1Dieses Gesetz gilt, soweit es im Einzelnen nichts anderes bestimmt, für die Be-
amtinnen und Beamten des Landes, der Gemeinden, der Gemeindeverbände und 
der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts. 2Es gilt neben dem Beamtenstatusgesetz. 
(2) 1Dieses Gesetz gilt nicht für öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften und ihre 
Verbände. 2Diesen bleibt es überlassen, die Rechtsverhältnisse ihrer Beamtinnen, 
Beamten, Seelsorgerinnen und Seelsorger diesem Gesetz entsprechend zu regeln. 
 
§ 84 SGB Nebentätigkeit 
(1) Nebentätigkeit ist die Ausübung eines Nebenamtes oder einer Nebenbeschäfti-
gung. 
(2) Nebenamt ist ein nicht zu einem Hauptamt gehörender Kreis von Aufgaben, der 
auf Grund eines öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnisses wahrzuneh-
men ist. 
(3) Nebenbeschäftigung ist jede sonstige Tätigkeit innerhalb oder außerhalb des öf-
fentlichen Dienstes, die nicht in einem Haupt- oder Nebenamt ausgeübt wird. 
[…] 
 
§ 85 SGB Pflicht zur Übernahme einer Nebentätigkeit 
1Beamtinnen und Beamte sind verpflichtet, auf Verlangen ihrer obersten Dienstbe-
hörde eine Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst zu übernehmen und fortzuführen, 
sofern diese Tätigkeit ihrer Vorbildung oder Berufsausbildung entspricht und sie 
nicht über Gebühr in Anspruch nimmt. 2Das Gleiche gilt für eine Nebentätigkeit im 
Vorstand, Aufsichtsrat, Verwaltungsrat oder in einem anderen Organ einer Gesell-
schaft, einer Genossenschaft oder eines Unternehmens anderer Rechtsform, wenn 
sich das Kapital teilweise in öffentlicher Hand befindet. 3Die oberste Dienstbehörde 
kann die Befugnis auf nachgeordnete Behörden übertragen. 
 
§ 86 SGB Anzeigepflicht 
(1) Nebentätigkeiten sind anzeigepflichtig (§ 40 Satz 1 des Beamtenstatusgeset-
zes). 
(2) Nicht der Anzeigepflicht unterliegen die Tätigkeit zur Wahrung von Berufsinteres-
sen in Gewerkschaften oder Berufsverbänden und die Verwaltung eigenen oder der 
Nutznießung der Beamtin oder des Beamten unterliegenden Vermögens. 
(3) 1Beamtinnen und Beamte haben eine Nebentätigkeit vor deren Aufnahme schrift-
lich oder elektronisch anzuzeigen. 2Die Anzeigepflicht erstreckt sich auf Art und Um-
fang der Tätigkeit sowie die Entgelte und geldwerten Vorteile hieraus. 3Jede Ände-
rung ist unverzüglich schriftlich oder elektronisch mitzuteilen. 4Die oberste Dienstbe-
hörde kann aus begründetem Anlass verlangen, dass Beamtinnen und Beamte über 
eine von ihnen ausgeübte Nebentätigkeit schriftlich oder elektronisch Auskunft ertei-
len. 5Sie kann ihre Befugnisse auf nachgeordnete Behörden übertragen. 
(4) Nebentätigkeiten, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes genehmigt wurden, sind 
mit Erlöschen der Genehmigung anzuzeigen. 
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§ 87 SGB Verbot einer Nebentätigkeit 
(1) 1Soweit durch die Nebentätigkeit die Beeinträchtigung dienstlicher Interessen zu 
besorgen ist, ist ihre Übernahme oder ihre Ausübung einzuschränken oder ganz 
oder teilweise zu untersagen. 2Dies ist insbesondere der Fall, wenn die Nebentätig-
keit 
1. nach Art und Umfang die Arbeitskraft der Beamtin oder des Beamten so stark in 

Anspruch nimmt, dass die ordnungsgemäße Erfüllung ihrer oder seiner dienstli-
chen Pflichten behindert werden kann, 

2. die Beamtin oder den Beamten in einen Widerstreit mit ihren oder seinen dienst-
lichen Pflichten bringen kann, 

3. in einer Angelegenheit ausgeübt wird, in der die Behörde, der die Beamtin oder 
der Beamte angehört, tätig wird oder tätig werden kann, 

4. die Unparteilichkeit oder Unbefangenheit der Beamtin oder des Beamten beein-
flussen kann, 

5. zu einer wesentlichen Einschränkung der künftigen dienstlichen Verwendbarkeit 
der Beamtin oder des Beamten führen kann, 

6. dem Ansehen der öffentlichen Verwaltung abträglich sein kann. 
(2) Die Voraussetzung des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 1 gilt in der Regel als erfüllt, 
wenn die zeitliche Beanspruchung durch eine oder mehrere Nebentätigkeiten in der 
Woche ein Fünftel der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit überschreitet. 
 
§ 88 SGB Ausübung von Nebentätigkeiten 
(1) 1Nebentätigkeiten, die Beamtinnen und Beamte nicht auf Verlangen, Vorschlag 
oder Veranlassung ihrer oder ihres Dienstvorgesetzten übernommen haben oder bei 
denen die oder der Dienstvorgesetzte ein dienstliches Interesse an der Übernahme 
der Nebentätigkeit durch die Beamtin oder den Beamten nicht anerkannt hat, darf 
sie oder er nur außerhalb der Arbeitszeit ausüben. 2Ausnahmen dürfen nur in be-
sonders begründeten Fällen, insbesondere im öffentlichen Interesse, zugelassen 
werden, wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen und die versäumte Arbeits-
zeit nachgeleistet wird. 
(2) 1Beamtinnen und Beamte dürfen bei der Ausübung von Nebentätigkeiten Einrich-
tungen, Personal oder Material des Dienstherrn nur bei Vorliegen eines öffentlichen 
oder wissenschaftlichen Interesses mit dessen Genehmigung und gegen Entrich-
tung eines angemessenen Entgelts in Anspruch nehmen. 2Das Entgelt hat sich nach 
den dem Dienstherrn entstehenden Kosten zu richten und muss den besonderen 
Vorteil berücksichtigen, der Beamtinnen und Beamten durch die Inanspruchnahme 
entsteht. 
 
§ 92 SGB Verordnungsermächtigung 
1Die zur Ausführung der §§ 84 bis 91 notwendigen Vorschriften über die Nebentä-
tigkeit der Beamtinnen und Beamten erlässt die Landesregierung durch Rechtsver-
ordnung. 2In ihr kann insbesondere bestimmt werden, 
1. welche Tätigkeiten als öffentlicher Dienst im Sinne dieser Vorschriften anzuse-

hen sind oder ihm gleichstehen, 
2. ob und inwieweit Beamtinnen und Beamte für eine im öffentlichen Dienst ausge-

übte oder auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung ihrer oder ihres Dienst-
vorgesetzten übernommene Nebentätigkeit eine Vergütung erhalten, 
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3. ob, inwieweit und an wen Beamtinnen und Beamte eine Vergütung, die sie nach 
Nummer 2 oder die sie für eine ihnen mit Rücksicht auf ihre dienstliche Stellung 
übertragene Nebentätigkeit erhalten haben, abzuliefern haben, 

4. unter welchen Voraussetzungen Beamtinnen und Beamte zur Ausübung von Ne-
bentätigkeiten Einrichtungen, Personal und Material des Dienstherrn in An-
spruch nehmen dürfen sowie ob und in welcher Höhe hierfür ein Entgelt an den 
Dienstherrn zu entrichten ist, wobei das Entgelt pauschaliert in einem Prozent-
satz des aus der Nebentätigkeit erzielten Bruttoeinkommens festgelegt werden 
kann, 

5. dass auf die nach Nummer 3 abzuliefernde Vergütung und das nach Nummer 4 
zu entrichtende Entgelt die Abgabenordnung entsprechend anwendbar ist. 

 
§ 1 NtVO4 Geltungsbereich 
1Diese Verordnung gilt für Beamtinnen und Beamte, Richterinnen und Richter des 
Landes sowie für Beamtinnen und Beamte der Gemeinden, der Gemeindeverbände 
und der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts. 2Sie gilt auch für Beamtinnen und Beamte im Ruhestand, 
für Richterinnen und Richter im Ruhestand, für frühere Beamtinnen und Beamte so-
wie für frühere Richterinnen und Richter hinsichtlich der Nebentätigkeit, die sie vor 
Beendigung des Dienstverhältnisses ausgeübt haben. 3Sie findet keine Anwendung 
auf Beamtinnen und Beamte, für die die Saarländische Hochschullehrer-Nebentä-
tigkeitsverordnung vom 28. August 2007 (Amtsbl. S. 1798) in der jeweils geltenden 
Fassung gilt. 4Sie gilt nicht für Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte. 
 
§ 3 NtVO Zulässigkeit von Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst 
1Aufgaben, die das Land, eine Gemeinde, ein Gemeindeverband oder eine sonstige 
der Aufsicht des Landes unterstehende juristische Person des öffentlichen Rechts 
wahrzunehmen haben, sind grundsätzlich in ein Hauptamt einzuordnen. 2Sie sollen 
nicht als Nebentätigkeit zugelassen werden, wenn sie mit dem Hauptamt in Zusam-
menhang stehen. 
 
§ 4 NtVO Anzeige einer Nebentätigkeit 
(1) 1Jede Nebentätigkeit soll spätestens einen Monat vor Aufnahme schriftlichoder 
elektronisch angezeigt werden, sofern die Nebentätigkeit nicht nach § 85 des Saar-
ländischen Beamtengesetzes auf Verlangen der obersten Dienstbehörde ausgeführt 
wird oder nach § 86 Absatz 2 des Saarländischen Beamtengesetzes die Anzeige-
pflicht entfällt. 2Fortlaufende oder wiederkehrende gleichartige Nebentätigkeiten be-
dürfen nur einer Anzeige. 
(2) Der vorzeitigen Übernahme einer Nebentätigkeit steht nicht entgegen, wenn die 
Einhaltung der Frist nach Absatz 1 Satz 1 aus besonderen Gründen nicht möglich 
war. 
 
§ 5 NtVO Frist zur Einschränkung oder Untersagung einer Nebentätigkeit 
Wird die Ausübung einer Nebentätigkeit nach ihrer Übernahme gemäß § 87 des 
Saarländischen Beamtengesetzes eingeschränkt oder ganz oder teilweise unter-
sagt, soll der Beamtin oder dem Beamten eine angemessene Frist zur Abwicklung 
der Nebentätigkeit eingeräumt werden, soweit dienstliche Interessen nicht entge-
genstehen. 
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§ 6 NtVO Vergütung 
(1) Vergütung für eine Nebentätigkeit ist jede Gegenleistung in Geld oder geldwer-
tem Vorteil, auch wenn kein Rechtsanspruch auf sie besteht. 
(2) Als Vergütung im Sinne des Absatzes 1 gelten nicht 
1. der Ersatz von Fahrtkosten, 
2. Tage- und Übernachtungsgelder bis zur Höhe des Betrages, den die Reisekos-

tenvorschriften für Beamtinnen und Beamte in der höchsten Reisekostenstufe 
für den vollen Kalendertag vorsehen oder, sofern bei Anwendung dieser Vor-
schriften ein Zuschuss zustehen würde, bis zur Höhe des Gesamtbetrages, 

3. pauschalierte Aufwandsentschädigungen, sofern diese 50 Euro im Monat nicht 
übersteigen, und der Ersatz sonstiger barer Auslagen. 

(3) Pauschalierte Aufwandsentschädigungen sind insoweit, als sie 50 Euro im Monat 
übersteigen, pauschalierte Tage- und Übernachtungsgelder insoweit, als sie die Be-
träge nach Absatz 2 Nummer 2 übersteigen, als Vergütung anzusehen. 
 
§ 7 NtVO Vergütungsverbot 
(1) Für Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst nach § 2 wird eine Vergütung nicht 
gewährt, es sei denn, dass gesetzlich etwas anderes bestimmt ist. 
(2) Ausnahmen können zugelassen werden für 
1. Lehr-, Unterrichts-, Prüfungs- oder Vortragstätigkeiten, 
2. schriftstellerische Tätigkeiten, 
3. Gutachtertätigkeiten, 
4. Tätigkeiten, für die auf andere Weise eine geeignete Arbeitskraft ohne erhebli-

chen Mehraufwand nicht gefunden werden kann, oder 
5. Tätigkeiten, deren unentgeltliche Ausübung der Beamtin oder dem Beamten 

nicht zugemutet werden kann. 
 
§ 8 NtVO Ablieferung 
(1) 1Werden Vergütungen nach § 7 Absatz 2 oder nach sonstigen Rechtsvorschriften 
gewährt, so dürfen sie im Kalenderjahr für Beamtinnen und Beamte insgesamt 
6100,– Euro nicht übersteigen. 2Hat ein Beamtenverhältnis während des Kalender-
jahres begonnen oder geendet, so bestimmt sich der Höchstbetrag nach den vollen 
Kalendermonaten des Beamtenverhältnisses. 
(2) Erhalten Beamtinnen oder Beamte Vergütungen 
1. für eine oder mehrere Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst nach § 2 oder 
2. für andere Nebentätigkeiten, die sie auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlas-

sung ihrer Dienstvorgesetzten ausüben, 
so haben sie diese insoweit an ihren Dienstherrn im Hauptamt abzuliefern, als sie 
im Kalenderjahr den in Absatz 1 festgesetzten Betrag übersteigen. 
(3) 1Ablieferungspflichtige Vergütungen im Sinne des Absatzes 2 sind innerhalb der 
ersten drei Monate des folgenden Kalenderjahres abzuliefern. 2Werden die Vergü-
tungen nicht fristgerecht entrichtet, ist ein Säumniszuschlag in entsprechender An-
wendung des § 240 der Abgabenordnung zu erheben. 
(4) Bei der Ermittlung des nach Absatz 2 abzuliefernden Betrages sind die Aufwen-
dungen abzusetzen, die den Beamtinnen oder Beamten nachweislich 
1. bei Reisen für Fahrtkosten sowie für Unterkunft und Verpflegung nach § 6 Ab-

satz 2 Nummer 1 und 2, 
2. für die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material des Dienst-

herrn sowie 
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3. für sonstige Hilfeleistungen Dritter und selbstbeschafftes Material, soweit erfor-
derlich und wirtschaftlich vertretbar, 

entstanden sind. 
(5) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 2 und 3 treffen Ruhestandsbeamtinnen 
und Ruhestandsbeamte sowie frühere Beamtinnen und Beamte nur insoweit, als die 
Vergütungen für Nebentätigkeiten gewährt sind, die vor der Beendigung des Beam-
tenverhältnisses ausgeübt worden sind. 
 
§ 9 NtVO Ausnahmen von den §§ 7 und 8 
(1) Die §§ 7 und 8 sind nicht anzuwenden auf Vergütungen für 
1. Lehrtätigkeiten an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule oder 

an der Saarländischen Verwaltungsschule, 
2. Tätigkeiten als gerichtliche oder staatsanwaltschaftliche Sachverständige, 
3. Tätigkeiten auf dem Gebiet wissenschaftlicher Forschung und künstlerische Tä-

tigkeiten, 
4. Gutachtertätigkeiten von Ärztinnen oder Ärzten, Zahnärztinnen oder Zahnärz-

ten, Tierärztinnen oder Tierärzten für Versicherungsträger oder für andere juris-
tische Personen des öffentlichen Rechts sowie ärztliche, zahnärztliche oder tier-
ärztliche Verrichtungen, für die nach den Gebührenordnungen Gebühren zu zah-
len sind, und 

5. Tätigkeiten während eines unter Fortfall der Dienstbezüge gewährten Urlaubs. 
(2) Die §§ 7 und 8 gelten nicht für Beamtinnen und Beamte auf Widerruf im Vorbe-
reitungsdienst. 
 
§ 1 HSNtVO5 Geltungsbereich  
(1) 1Diese Verordnung gilt für das an den staatlichen Hochschulen hauptberuflich 
tätige beamtete wissenschaftliche und künstlerische Personal. 2Sie gilt auch für ent-
pflichtete Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, Ruhestandsbeamtinnen und 
Ruhestandsbeamte und frühere Beamtinnen und Beamte hinsichtlich der Nebentä-
tigkeiten, die sie vor Beendigung des Dienstverhältnisses ausgeübt haben. 
(2) Auf entpflichtete Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer finden Abschnitt 2 
sowie § 20 keine Anwendung. 
 
§ 2 HSNtVO Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst 
(1) 1Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst ist jede für den Bund, ein Land, eine Ge-
meinde, einen Gemeindeverband oder eine andere Körperschaft, Anstalt oder Stif-
tung des öffentlichen Rechts in der Bundesrepublik Deutschland oder für deren Ver-
bände nicht hauptamtlich ausgeübte Tätigkeit. 2Ausgenommen ist eine Nebentätig-
keit für öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften oder deren Verbände. 
(2) Einer Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst steht gleich eine Nebentätigkeit für 
1. Vereinigungen, Einrichtungen oder Unternehmen, deren Kapital (Grundkapital, 

Stammkapital) sich unmittelbar oder mittelbar zu mehr als 50Prozent in öffentli-
cher Hand befindet oder die in dieser Höhe aus öffentlichen Mitteln unterhalten 
werden, 

2. zwischenstaatliche oder überstaatliche Einrichtungen, an denen eine juristische 
Person oder ein Verband im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 durch Zahlung von 
Beiträgen oder Zuschüssen oder in anderer Weise beteiligt ist, oder 

3. natürliche oder juristische Personen, die der Wahrung von Belangen einer juris-
tischen Person oder eines Verbandes im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 dient. 
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§ 3 HSNtVO Zulässigkeit von Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst 
(1) 1Aufgaben, die das Land, eine Gemeinde, ein Gemeindeverband oder eine sons-
tige der Aufsicht des Landes unterstehende juristische Person des öffentlichen 
Rechts wahrzunehmen haben, sind grundsätzlich in ein Hauptamt einzuordnen. 2Sie 
sollen nicht als Nebentätigkeit zugelassen werden, wenn sie mit dem Hauptamt in 
Zusammenhang stehen. 3Ein Zusammenhang mit dem Hauptamt besteht insbeson-
dere dann, wenn die Tätigkeit durch Rechts- oder Verwaltungsvorschrift mit einem 
bestimmten Amt verbunden ist oder wenn sie der Beamtin/dem Beamten als Inha-
berin oder Inhaber des Hauptamtes übertragen worden ist. 
(2) 1Abweichend von Absatz 1 Satz 2 können im Bereich der wissenschaftlichen und 
künstlerischen Weiterbildung auch in Zusammenhang mit dem Hauptamt stehende 
Lehr- und Unterrichtstätigkeiten sowie in begründeten Fällen und zeitlich begrenzt 
konzeptionelle Aufgaben als Nebenamt übertragen werden. 2Die Tätigkeiten nach 
Satz 1 müssen über die der Beamtin/dem Beamten obliegende und in diesem Zu-
sammenhang erbrachte Lehrverpflichtung hinausgehen und dürfen nicht zu einer 
Deputatsermäßigung Anlass geben. 
 
§ 4 HSNtVO Abgrenzung vom Hauptamt 
(1) 1Nebentätigkeiten dürfen nicht unter Verwendung der amtlichen Bezeichnung der 
Hochschule oder einer Hochschuleinrichtung oder unter einer sonstigen Bezeich-
nung ausgeübt werden, die geeignet ist, den Eindruck zu erwecken, es handele sich 
um eine hauptamtliche Tätigkeit. 2Satz 1 gilt für sämtliche Tätigkeiten der Beam-
tin/des Beamten im Zusammenhang mit der Nebentätigkeit, insbesondere für die 
Rechnungslegung und die Einziehung von Vergütungen für Nebentätigkeiten. 
(2) Für die Veröffentlichung wissenschaftlicher und künstlerischer Forschungsergeb-
nisse, die nach der Fertigstellung des Manuskripts als Nebentätigkeit gilt, findet Ab-
satz 1 Satz 1 keine Anwendung. 
 
§ 5 HSNtVO Anzeige einer Nebentätigkeit 
(1) 1Jede Nebentätigkeit ist anzuzeigen. 2Die Anzeige soll spätestens einen Monat 
vor ihrer Aufnahme schriftlich oder elektronisch erfolgen. 3Soweit aus besonderen 
Gründen die Einhaltung dieser Frist nicht möglich war, kann von ihr abgewichen 
werden. 
(2) 1Die Anzeige der Tätigkeit ist schriftlich oder elektronisch an die oberste Dienst-
behörde zu richten. 2Abweichend von Satz 1 sind Anzeigen der Landesbeamtinnen 
und Landesbeamten an der Universität des Saarlandes und am Universitätsklinikum 
des Saarlandes sowie an der Hochschule für Technik und Wirtschaft des Saarlandes 
über die Dekanin/den Dekan an die jeweilige Hochschulleitung zu richten. 3Anzeigen 
aus dem Bereich des Universitätsklinikums, insbesondere Anzeigen von Klinik- oder 
Institutsdirektorinnen und Klinik- oder Institutsdirektoren oder Leiterinnen und Leitern 
von sonstigen klinischen Bereichen des Universitätsklinikums, sind zusätzlich über 
den Klinikumsvorstand an die Universität zu richten. 4Anzeigen aus dem Bereich der 
künstlerischen Hochschulen sind über die Rektorin/den Rektor der jeweiligen Hoch-
schule an die oberste Dienstbehörde zu richten. 
(3) 1In der Anzeige sind Angaben zu machen über: 
1. Art, Umfang und Dauer der Nebentätigkeit, 
2. die Auftraggeberin/den Auftraggeber sowie die voraussichtliche Höhe des Ent-

gelts und der geldwerten Vorteile, 
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3. die zeitliche Beanspruchung durch alle von der Beamtin/dem Beamten ausge-
übte Nebentätigkeiten, 

4. sonstige Tatsachen, die zu einer Beeinträchtigung dienstlicher Interessen im 
Sinne des § 87 des Saarländischen Beamtengesetzes vom 11. März 2009 
(Amtsbl. S. 514), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. Novem-
ber 2018 (Amtsbl. I S. 817), in der jeweils geltenden Fassung führen können, 
und 

5. die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material des Dienst-
herrn und der Hochschule. 

2Jede Änderung ist von der Beamtin/dem Beamten unverzüglich schriftlich oder 
elektronisch anzuzeigen. 
(4) Die Anzeigepflicht entfällt, 
1. wenn die Nebentätigkeit auf Verlangen der obersten Dienstbehörde im Sinne 

des § 85 des Saarländischen Beamtengesetzes übernommen wurde; bei Lan-
desbeamtinnen und Landesbeamten ist in diesem Fall die Hochschule durch die 
oberste Dienstbehörde zu unterrichten, 

2. wenn die Voraussetzungen von § 86 Absatz 2 des Saarländischen Beamtenge-
setzes vorliegen. 

 
§ 6 HSNtVO Beeinträchtigung dienstlicher Interessen 
(1) 1Soweit bei Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern die Vorschriften über 
die Arbeitszeit von Beamtinnen und Beamten nicht anzuwenden sind, ist bei ihnen 
eine Beeinträchtigung dienstlicher Interessen im Sinne von § 87 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 1 des Saarländischen Beamtengesetzes durch eine oder mehrere Neben-
tätigkeiten in der Regel zu besorgen, wenn diese den zeitlichen Umfang der Dienst-
aufgaben eines durchschnittlichen individuellen Arbeitstages wöchentlich überstei-
gen. 2In der vorlesungs-, unterrichts- und prüfungsfreien Zeit sind Ausnahmen von 
dieser Begrenzung zulässig, soweit dadurch die ordnungsgemäße Wahrnehmung 
der dienstlichen Pflichten nicht beeinträchtigt wird. 3Von der Begrenzung nach Satz 
1 kann auch abgewichen werden, wenn die Hochschullehrerin oder der Hochschul-
lehrer ihre/seine Nebentätigkeit an einer staatlichen oder staatlich geförderten For-
schungs-, Bildungs- oder Kultureinrichtung erbringt und diese Tätigkeit im Rahmen 
eines mit der Hochschule vereinbarten Kooperationsvertrages erfolgt. 
(2) Dienstliche Interessen im Sinne des § 87 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 des Saar-
ländischen Beamtengesetzes werden in der Regel nicht beeinträchtigt, wenn 
1. eine Hochschullehrerin/ein Hochschullehrer auf Anforderung eines Gerichts 

oder einer Behörde ein Gutachten erstattet oder 
2. eine juristische Person des öffentlichen Rechts die Hochschullehrerin/den Hoch-

schullehrer im überwiegenden öffentlichen Interesse zur Preisrichterin/zum 
Preisrichter, Schiedsrichterin/Schiedsrichter oder Schlichterin/Schlichter be-
stellt, 

es sei denn, dass Tatsachen die Annahme eines Interessenwiderstreits mit der Be-
hörde, der die Hochschullehrerin/der Hochschullehrer angehört, begründen. 
(3) Dienstliche Interessen im Sinne des § 87 des Saarländischen Beamtengesetzes 
werden unbeschadet von Absatz 1 in der Regel nicht beeinträchtigt, wenn es sich 
um 
1. schriftstellerische, wissenschaftliche, künstlerische oder Vortragstätigkeiten, 
2. die Herausgabe und die Schriftleitung wissenschaftlicher Veröffentlichungen, 
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3. mit Lehr- oder Forschungsaufgaben zusammenhängende selbstständige Gut-
achtertätigkeiten oder 

4. die Tätigkeit von Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern der Rechtswis-
senschaft als 
a) Prozessvertreterinnen und Prozessvertreter vor dem Bundesverfassungs-

gericht und den Verfassungsgerichten der Länder, 
b) Prozessvertreterinnen und Prozessvertreter vor den obersten Gerichtshöfen 

des Bundes und vor internationalen Gerichten, 
c) Verteidigerinnen und Verteidiger vor Gerichten, 
d) Richterinnen und Richter ohne Residenzpflicht und ohne laufende Bezüge 

an internationalen Gerichten 
handelt. 
 
§ 8 HSNtVO Untersagung von Nebentätigkeiten 
(1) Die Nebentätigkeit kann ganz oder teilweise untersagt oder mit einer Auflage 
versehen werden, wenn zu besorgen ist, dass dienstliche Interessen beeinträchtigt 
werden. 
(2) Wird eine Nebentätigkeit nach ihrer Übernahme eingeschränkt beziehungsweise 
ganz oder teilweise untersagt, soll der Beamtin/dem Beamten eine angemessene 
Frist zur Abwicklung der Nebentätigkeit eingeräumt werden, soweit dienstliche Inte-
ressen dies zulassen. 
 
§ 9 HSNtVO Vergütung 
(1) Vergütung für eine Nebentätigkeit ist jede Gegenleistung in Geld oder geldwer-
tem Vorteil, auch wenn kein Rechtsanspruch auf sie besteht. 
(2) 1Als Vergütung im Sinne des Absatzes 1 gelten nicht 
1. der Ersatz von Fahrtkosten, 
2. Tage- und Übernachtungsgelder bis zur Höhe des Betrages, den die Reisekos-

tenvorschriften für Beamtinnen und Beamte in der höchsten Reisekostenstufe 
für den vollen Kalendertag vorsehen, oder, sofern bei Anwendung dieser Vor-
schriften ein Zuschuss zustehen würde, bis zur Höhe des Gesamtbetrages, 

3. vereinnahmte Umsatzsteuer, soweit diese abgeführt wird, 
4. pauschalierte Aufwandsentschädigungen, sofern diese 50 Euro im Monat nicht 

übersteigen, und 
5. der Ersatz sonstiger barer Auslagen. 
2Zu den baren Auslagen zählen auch nicht pauschalierte Aufwendungen für die 
Vergabe von Aufträgen an ein Schreibbüro und ähnliche Dienstleistungsunterneh-
men sowie von der Beamtin/dem Beamten privat beschäftigtes, aus den Nebentä-
tigkeitseinnahmen bezahltes Personal. 
(3) Pauschalierte Aufwandsentschädigungen sind insoweit, als sie 50 Euro im Monat 
übersteigen, pauschalierte Tage- und Übernachtungsgelder insoweit, als sie die Be-
träge nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 übersteigen, als Vergütung anzusehen. 
 
§ 10 HSNtVO Vergütung für Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst 
(1) 1Für eine Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst oder einer dieser nach § 2 gleich-
stehenden Nebentätigkeit wird eine Vergütung nicht gewährt. 2Ausnahmen können 
zugelassen werden für 
1. Gutachtertätigkeiten, 
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2. Tätigkeiten, für die auf andere Weise eine geeignete Arbeitskraft ohne erhebli-
chen Mehraufwand nicht gewonnen werden kann, 

3. Tätigkeiten, deren Ausübung ohne Zahlung einer Vergütung der Beamtin/dem 
Beamten nicht zugemutet werden kann. 

(2) Eine Vergütung darf nicht gewährt werden, wenn die Beamtin/der Beamte für die 
Wahrnehmung der Nebentätigkeit im Hauptamt angemessen entlastet wird. 
 
§ 11 HSNtVO Ablieferung 
(1) 1Die für eine oder mehrere Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst oder die für 
eine oder mehrere dieser gleichstehenden Nebentätigkeiten (§ 2) bezogene Vergü-
tung ist an den Dienstherrn im Hauptamt abzuliefern, soweit sie einen Betrag von 
6100 Euro (brutto) für das Kalenderjahr übersteigt. 2Gleiches gilt für Nebentätigkei-
ten, die die Beamtinnen und Beamten auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung 
ihrer Dienstvorgesetzten ausüben. 
(2) Hat ein Beamtenverhältnis während des Kalenderjahres begonnen oder geendet, 
so bestimmt sich der Betrag nach Absatz 1 nach den vollen Kalendermonaten des 
Beamtenverhältnisses. 
(3) 1Bei der Ermittlung des nach Absatz 1 abzuliefernden Betrages sind die Aufwen-
dungen abzusetzen, die den Beamtinnen und Beamten im Zusammenhang mit der 
Nebentätigkeit nachweislich 
1. bei Reisen für Fahrtkosten sowie für Unterkunft und Verpflegung nach § 9 Absatz 

2 Satz 1 Nummer 1 und 2, 
2. für die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Material des Dienst-

herrn sowie 
3. für sonstige Hilfeleistungen Dritter und selbstbeschafftes Material, soweit erfor-

derlich und wirtschaftlich vertretbar, 
entstanden sind. 2Voraussetzung für den Abzug ist, dass die Beamtin/der Beamte 
für diese Aufwendungen keinen Auslagenersatz erhalten hat. 
(4) 1Ablieferungspflichtige Vergütungen sind innerhalb der ersten drei Monate des 
folgenden Kalenderjahres abzuliefern. 2Werden die Vergütungen nicht fristgerecht 
entrichtet, ist ein Säumniszuschlag in entsprechender Anwendung des § 240 der 
Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. 
I S. 3866; 2003 I S. 61), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 26. No-
vember 2019 (BGBl. I S. 1794), zu erheben. 
(5) Die Verpflichtungen nach Absatz 1 und 4 treffen Ruhestandsbeamtinnen und Ru-
hestandsbeamte sowie frühere Beamtinnen und Beamte nur insoweit, als die Ver-
gütungen für Nebentätigkeiten gewährt sind, die vor der Beendigung des Beamten-
verhältnisses ausgeübt worden sind. 
 
§ 12 HSNtVO Ausnahmen 
(1) Die §§ 10 und 11 sind nicht anzuwenden auf Vergütungen für 
1. Lehr-, Unterrichts-, Prüfungs- oder Vortragstätigkeiten, 
2. schriftstellerische, wissenschaftliche oder künstlerische Tätigkeiten, 
3. Tätigkeiten als gerichtlich oder staatsanwaltschaftlich bestellte Sachverstän-

dige, 
4. Tätigkeiten auf dem Gebiet der wissenschaftlichen, der anwendungsbezogenen 

oder der künstlerischen Forschung, 
5. eine mit Lehr- oder Forschungsaufgaben zusammenhängende selbstständige 

Gutachtertätigkeit, 
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6. Gutachtertätigkeiten von Ärztinnen und Ärzten, Zahnärztinnen und Zahnärzten 
oder Tierärztinnen und Tierärzten für Versicherungsträger oder für andere juris-
tische Personen des öffentlichen Rechts, 

7. ärztliche, zahnärztliche oder tierärztliche Verrichtungen der in Nummer 6 ge-
nannten Personen, für die Gebühren nach den Gebührenordnungen zu zahlen 
sind, 

8. Arbeitnehmererfindungen, 
9. Tätigkeiten, die ausschließlich während einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge 

von mehr als drei Monaten oder in besonderen Ausnahmefällen von mehr als 
einem Monat ausgeübt werden, 

10. Tätigkeiten im Vollzug staatlicher Programme oder in staatlich geförderten Ein-
richtungen oder sonstigen wissenschaftlichen Einrichtungen an Hochschulen, 
die der Innovationsförderung, dem Wissens- oder Technologietransfer dienen, 

11. Tätigkeiten als Rechtsvertreterin/Rechtsvertreter aufgrund eines Auftrags einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts, 

12. Tätigkeiten im Wissenschaftsmanagement, insbesondere geschäftsführende 
und/oder administrative Tätigkeiten bei von Bund und Ländern finanzierten über-
regionalen Wissenschaftsorganisationen und ihren Forschungs- und Bildungs-
einrichtungen, 

13. Tätigkeiten im Management des Universitätsklinikums. 
(2) 1Eine Gutachtertätigkeit ist im Sinne von Absatz 1 Nummer 5 selbstständig, wenn 
die Beamtin/der Beamte das Gutachten in seinen wesentlichen Teilen selbst erar-
beitet hat und die Verantwortung für das gesamte Gutachten durch Unterzeichnung 
übernimmt. 2Nur im Falle der Verhinderung bei der Unterzeichnung ist eine Vertre-
tung zulässig; die Verhinderungsvertretung ist kenntlich zu machen. 3Untersuchun-
gen und Beratungen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit der Erstattung von 
Gutachten stehen, gelten als Teil des Gutachtens. 4Keine selbstständigen Gutachter-
tätigkeiten sind insbesondere Tätigkeiten, die sich auf die Feststellung von Sachver-
halten oder Tatsachen mit technischen Mitteln oder aufgrund von Laboruntersuchun-
gen nach geläufigen Methoden ohne wissenschaftliche Schlussfolgerungen be-
schränken und bei denen die notwendigen Untersuchungen und Beobachtungen üb-
licherweise von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern vorgenommen werden. 5Ein Zu-
sammenhang mit Lehr- und Forschungsaufgaben besteht nur, wenn das Gutachten 
über Fragen des Fachgebietes der Beamtin/des Beamten erstattet wird. 6Erarbeitet 
eine Beamtin/ein Beamter gemeinsam mit anderen Personen ein Gutachten, so gel-
ten die Sätze 1 bis 5 für den von ihr/ihm beigetragenen Teil. 
(3) Die Pflicht zur Zahlung von Nutzungsentgelt nach den §§ 16 bis 19 sowie den §§ 
21 und 22 bleibt unberührt. 

 
 

1 Saarländisches Hochschulgesetz (SHSG) vom 30. November 2016, Amtsbl. I S. 1080; zuletzt geän-
dert durch Artikel 3, 6 des Gesetzes vom 15. Februar 2023, Amtsbl. I S. 270. 
2 Verordnung über die Lehrverpflichtung an den staatlichen Hochschulen des Saarlandes (Lehrverpflich-
tungsverordnung – LVVO) vom 25. April 2018, Amtsbl. I S. 239, zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 8. Dezember 2021, Amtsbl. I S. 2629. 
3 Saarländisches Beamtengesetz (SBG) vom 11. März 2009, Amtsbl. S. 514; zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 24. April 2024, Amtsbl. I S. 354. 
4 Verordnung über die Nebentätigkeiten der Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richter 
(Nebentätigkeitsverordnung – NtVO) vom 14. Januar 2015, Amtsbl. I S. 134; zuletzt geändert durch 
Artikel 72 des Gesetzes vom 8. Dezember 2021, Amtsbl. I S. 2629. 
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5 Verordnung über die Nebentätigkeit des beamteten wissenschaftlichen und künstlerischen Personals 
an den staatlichen Hochschulen des Saarlandes (Hochschulnebentätigkeitsverordnung – HSNtVO) vom 
13. Dezember 2019, Amtsbl. I S. 1055; zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 8. März 
2022, Amtsbl. I S. 453. 
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